
Ende Oktober 2021 hatte das Re-
gierungspräsidium Freiburg (RP)
eine „informelle Anhörung zur Vor-
planung“ gestartet und die Träger
öffentlicher Belange, wie Behörden,
Gemeinden, Infrastruktur-Firmen
und Verbände, aufgefordert, ihre
Meinung zur Trassenwahl am südli-
chen Kaiserstuhl abzugeben. Mit
einer öffentlichen digitalen Infover-
anstaltung informierten anschlie-
ßend Regierungspräsidentin Bärbel
Schäfer und die verantwortlichen
Planerinnen und Planer im RP am
15. November über den Planungs-
stand für den Weiterbau der B31
West bis Breisach. Dabei konnten
von Teilnehmern aus der Bürger-
schaft auch Fragen zum Straßen-
bauprojekt gestellt werden, für das
im Juli 2021vom Bundesverkehrsmi-
nisterium als Vorzugsvariante, die
sogenannte „Hochspannungstrasse
West mit Südvariante modifiziert“,
bekannt gegeben worden war.

Aufgefordert vom Regierungspräsidium Freiburg gaben Naturschutzverbände ihre Stellungnahmen ab

In seiner ausführlichen Stellung-
nahme, die dem RP Ende November
zugestellt wurde, fordert der Ar-
beitskreis Freiburg-Kaiserstuhl im
Landesnaturschutzverband (LNV)
die Einstellung der Planungen zur
„B 31 West“. Es sei klar, dass das Pro-
jekt in der Region politisch nicht
durchgesetzt werden könne, so der
LNV. Da der LNV die Planung zum
Bau einer Bundesstraße am südli-
chen Kaiserstuhl insgesamt ableh-
ne, so der Verband weiter, sei für ihn
die Auswahl der „am besten geeig-
neten“ Trasse unerheblich. Vor al-
lem, weil jede Straßenvariante er-
hebliche Schäden in der Landschaft,
in geschützten Biotopen und bei den
gefährdeten Arten hinterlassen
würde. Der gesetzlich vorgeschrie-
bene Ausgleich sei angesichts der
Zerstörung gar nicht machbar. Der
LNV sei der Überzeugung, dass die
Straßenplanung zur „B 31 West“

Breisach/Gottenheim. Für nicht
vertretbar hält der Landesnatur-
schutzverband in einer Stellung-
nahme an das Regierungspräsidi-
um Freiburg das Straßenbaupro-
jekt B31 West Breisach-Gotten-
heim. Auch der BUND meldete sich
Ende des Jahres 2021 zu Wort: Er
stuft das seit Jahrzehnten in der
Region kontrovers diskutierte Stra-
ßenprojekt gar als rechtswidrig
ein. Es sei nicht mit den Klima-
schutzzielen des Bundes vereinbar.

nicht mehr zeitgemäß sei. Der Ver-
band fordert die Aufgabe der Pla-
nung und bittet das RP, den Vor-
schlag des LNV zur Ausweisung des
Gottenheim-Wasenweiler Rieds als
Naturschutzgebiet und dessen Ein-
bindung in das Moorschutzpro-
gramm des Landes zu unterstützen.

Der Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND), Mit-
glied im Arbeitskreis „Freiburg-Kai-
serstuhl“ des LNV, geht in seiner En-
de Dezember dem RP übersandten
Stellungnahme noch weiter. „Die
Planung verstößt gegen das Klima-
schutzgesetz“, so der BUND in einer
Pressemitteilung, und sie sei aus
Sicht des BUND deshalb rechtswid-
rig. „Die Vorplanung und Trassen-
auswahl zur B31 West verstößt in
eklatanter Weise gegen die Klima-
schutzziele der Bundesregierung“,
schreibt der BUND. Das habe ein
vom BUND beauftragtes Rechtsgut-

achten zum Bundesverkehrswege-
plan belegt.

Knackpunkt ist die Vorgehens-
weise bei der Auswahl der Vorzugs-
variante. Aus Sicht des Rechtsgut-
achtens hätten nicht nur mehrere
Varianten eines kompletten Stra-
ßenneubaus gegeneinander abge-
wogen werden dürfen, sondern auf-
grund §13 des Klimaschutzgesetzes
auch eine sogenannte „Nulllösung“,
wie sie auch von den Bürgerinitiati-
ven gegen die Bundesstraße gefor-
dert wird. Die Nulllösung sieht vor,
die Straße nicht zu bauen und statt-
dessen mit einem verbessertem An-
gebot auf der Schiene und Verkehrs-
lenkungsmodellen den Autover-
kehr zu reduzieren und zu lenken.

„Der Bundesverkehrswegeplan,
und mit diesem die Planung zur B31
West, ist nicht mehr mit den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben verein-
bar und gehört komplett auf den
Prüfstand“, so Klaus-Peter Gussfeld,
Verkehrsreferent im Landesverband
Baden-Württemberg des BUND. Ste-
fan Auchter, Geschäftsführer des
BUND Regionalverbands südlicher
Oberrhein, der auch für die BUND-
Ortsgruppe Merdingen spricht, er-
gänzt: „Der Verkehr ist der einzige
Sektor, der bisher nicht zu den CO2-
Reduktionszielen beigetragen hat.
Nur mit einer deutlichen Reduzie-
rung des motorisierten Individual-
verkehrs und einer Stärkung des
öffentlichen Verkehrs und des Rad-
verkehrs lässt sich dieses Ziel errei-
chen.“ Marianne Ambs

Am 19. September 2021 demonstrierten Bürgerinitiativen und Natur-
schutzverbände in Merdingen gegen den Weiterbau der B31 West. Foto: ma
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Ist die B31 West rechtswidrig?


